
— Schließlich ist nach Ansicht der Klägerin die Begründung der
Kommission mit Rechtsfehlern behaftet, was die charakteris-
tischen Merkmale des Verfahrens für die Auferlegung der
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen betreffe. Die Anwen-
dung einer Frist, die keine Ausschlussfrist sei, bewirke eine
unbegrenzte Verlängerung der „ersten Phase“ des Verfahrens,
was unlogisch sei und im Widerspruch zur Behauptung der
Kommission selbst stehe, dass das Verfahren zur Auferlegung
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen zwar ein einheitli-
ches sei, sich jedoch aus zwei Phasen zusammensetze.

Klage, eingereicht am 23. Juli 2007 — Martin/Parlament
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mächtigter: Rechtsanwalt É. Boigelot)

Beklagter: Europäisches Parlament

Anträge

Der Kläger beantragt,

— die am 14. Mai 2007 mitgeteilte Entscheidung des Generals-
ekretärs des Europäischen Parlaments vom 10. Mai 2007 für
nichtig zu erklären, in der festgestellt wird, dass ein
bestimmter Betrag an den Kläger ungerechtfertigt geleistet
wurde und dass dieser Betrag gemäß Art. 27 Abs. 3 der Kos-
tenerstattungs- und Vergütungsregelung für die Mitglieder
des Europäischen Parlaments vom Kläger zurückzufordern
ist;

— soweit erforderlich, die zur Durchführung der Entscheidung
vom 10. Mai 2007 ergangene Entscheidung des Generaldi-
rektors der Generaldirektion Finanzen des Europäischen Par-
laments vom 13. Juni 2007 für nichtig zu erklären, mit der
der Kläger aufgefordert wird, die genannten Beträge zu zah-
len oder einen schriftlichen Tilgungsplan vorzuschlagen, der
innerhalb von 30 Tagen nach dieser Entscheidung vom Par-
lament akzeptiert wird;

— soweit erforderlich, gegebenenfalls alle während des Verfah-
rens ergehenden Entscheidungen zur Durchführung der vor-
stehenden Entscheidungen für nichtig zu erklären;

— der Beklagten jedenfalls die Kosten des Verfahrens aufzuerle-
gen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Das OLAF stellte in einem Bericht über die Untersuchung der
Sekretariatszulagen, die dem Kläger als Mitglied des Europä-
ischen Parlaments gewährt wurden, mehrere Unregelmäßigkeiten
fest. Aufgrund dieses Berichts traf der Generalsekretär des Parla-
ments die angefochtene Entscheidung vom 10. Mai 2007,
wonach die Beträge, die an den Kläger ungerechtfertigt geleistet
wurden, von diesem nach Art. 27 Abs. 3 der Kostenerstattungs-
und Vergütungsregelung für die Mitglieder des Europäischen Par-
laments zurückzuzahlen sind.

Der Kläger stützt seine Klage auf vier Klagegründe.

Erstens sei die Kostenerstattungs- und Vergütungsregelung für
die Mitglieder des Europäischen Parlaments, insbesondere
Art. 14 und 27 Abs. 3, unzutreffend und falsch angewandt wor-
den.

Zweitens sei die Beweiskraft der vom Kläger vorgelegten Belege
fehlerhaft beurteilt worden.

Außerdem sei gegen die Verordnung Nr. 1605/2002 des Rates
vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für den Gesamt-
haushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften (1) und gegen
die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und der Nichtdiskrimi-
nierung verstoßen worden.

Schließlich rügt der Kläger einen Verstoß gegen den Grundsatz
des kontradiktorischen Verfahrens und die Verletzung der Vertei-
digungsrechte.

(1) ABl. L 248, S. 1.

Rechtsmittel, eingelegt am 18. Juli 2007 von Luigi
Marcuccio gegen den Beschluss des Gerichts für den öffent-
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